




Der Jemen am Scheideweg: 
Demokratisierung oder Bürgerkrieg? 
Annette Büchs
Am 5. Juni 2011 verließ der jemenitische Präsident Ali Abdallah Saleh inmitten von 
Massenprotesten, die sich seit fünf Monaten gegen seine autoritäre Herrschaft richten, 
sein Land. Er begab sich nach Saudi Arabien, um sich dort von seinen schweren Verlet-
zungen zu kurieren, die er sich kurz zuvor bei einer Explosion auf seinem Palastgelän-
de zugezogen hatte. 
Analyse
Obwohl Vizepräsident Abd Rabu Mansour Hadi, der inzwischen die Amtsgeschäfte im 
Jemen übernommen hat, betont, dass Präsident Saleh binnen kurzer Zeit zurückkeh-
ren werde, feiern die Anti-Saleh-Demonstranten bereits ihren Erfolg. Zunehmend über-
schatten jedoch gewalttätige Konflikte die friedliche demokratische Protestbewegung, 
so dass der Jemen am Scheideweg zu stehen scheint. Ist ein Bürgerkrieg zu befürchten 
oder beschreitet der Jemen, so wie es sich die Demonstranten wünschen, „den ersten 
Kilometer der Würde“? 
Wie in anderen arabischen Staaten künden auch die Proteste im Jemen vom zuneh-
menden Unwillen großer Teile der Bevölkerung, die Herrschaft autoritärer Präsi-
denten weiter hinzunehmen.
Je länger jedoch das durch die Abreise Salehs verursachte Machtvakuum andauert 
und kein Richtungswechsel hin zu demokratischen Reformen stattfindet, desto grö-
ßer ist die Gefahr einer Eskalation der Gewalt. 
In erster Linie drohen die Sezession des Südens, der Machtzuwachs der Huthi-Re-
bellen im Norden, die Ausbreitung von al-Qa’ida sowie eine Verschärfung von Stam-
meskonflikten, insbesondere durch die traditionelle Rivalität zwischen der mäch-
tigen al-Ahmar Familie und den engsten Verwandten von Präsident Saleh, welche 
das Militär und die Sicherheitskräfte zu maßgeblichen Teilen kontrollieren.
Gleichzeitig könnte sich eine historische Gelegenheit zum Wandel auftun. Die Pro-
testbewegung hat sich neue Formen der Mobilisierung erschlossen und kann zu-
dem an bereits gemachte Erfahrungen des nationalen Dialogs von 1993 anknüp-
fen. Darüber hinaus wachsen erste Keime eines neuen gesamtstaatlichen Nationa-
lismus, weil viele Demonstranten erkennen, dass die häufig dem Süden zugeschrie-
benen Missstände keinesfalls partikular sind.
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Sozialstruktur und Konfliktlage im Jemen
Mit einem Bruttoinlandsprodukt von nur 1100 USD 
pro Kopf ist der Jemen das Armenhaus der ara-
bischen Welt.2 45 Prozent der jemenitischen Be-
völkerung leben unter der Armutsgrenze. Zu-
sätzlich herrscht ein beträchtlicher Bevölkerungs-
druck: 65,5 Prozent der Bevölkerung sind jün-
ger als 25 Jahre und fast die Hälfte davon arbeits-
los.3 Dazu kommt, dass der Jemen bereits vor dem 
Ausbruch der Massenproteste zu Beginn 2011 von 
Konflikten gezeichnet war: Eine sezessionistische 
Bewegung im Süden des Landes schien die Ver-
einigung des nord- und südjemenitischen Staa-
tes von 1990 zu gefährden. Im Norden befand sich 
der Staat seit 2004 immer wieder in gewalttätigen 
Auseinandersetzungen mit den Huthi-Rebellen, 
die sich gegen die Marginalisierung ihrer Regi-
on auflehnen. Außerdem suchte das internationa-
le islamistische Terrornetzwerk al-Qa’ida von der 
schwachen Staatlichkeit des Jemen – der Staat war 
bislang nicht in der Lage, gegenüber den Stämmen 
eindeutig das Gewaltmonopol zu errichten –, zu 
profitieren. Seit dem Zusammenschluss der sau-
dischen und der jemenitischen al-Qa’ida im Jahr 
2009 avancierte der Jemen zu einer immer bedeu-
tenderen Basis für al-Qa’ida. 
Die Herrschaft des Saleh-Regimes
Staatsoberhaupt der Präsidialrepublik Jemen ist 
seit der Vereinigung von Nord- und Südjemen im 
Jahr 1990 Ali Abdullah Saleh, dessen Ein-Mann-
Herrschaft auf drei zentralen Säulen der Macht 
beruht: 
dem Militär und den Sicherheitskräften;
der Bildung informeller Patronage-Netzwerke, 
die die formalen staatlichen Strukturen durch-
ziehen und 
den Stammesführern, die in diesen Netzwerken 
eine Schlüsselstellung einnehmen. 
Während Militär und Sicherheitsdienste das re-
pressive Rückgrat der Herrschaft darstellen, be-
1 Redaktionsschluss war der 24.06.2011; Entwicklungen nach 
diesem Datum konnten nicht mehr berücksichtigt werden.
2 Vgl. <www.ghorfa.de/fileadmin/inhalte/laenderprofile/Wirt-
schaftsdaten_Jemen.pdf>. Die Angaben zum Bruttoinlands-
produkt pro Kopf variieren allerdings stark. Die Weltbank 





dient sich das Saleh-Regime vor allem der Koop-
tation als Machtinstrument. Hierbei wird die poli-
tische Loyalität von Individuen durch das Anbie-
ten materieller Anreize, Prestigegewinn oder den 
Zugang zu Ressourcen gesichert. Das Saleh-Re-
gime entwickelte eine bemerkenswerte Fertigkeit 
in der Knüpfung von informellen Patronagenetz-
werken, die sich durch nahezu alle staatlichen Ins-
titutionen ziehen. Ziel ist es, auf diese Weise de-
ren unbedingte Loyalität zum Präsidenten zu si-
chern. Oft decken sich diese Netzwerke auch mit 
entsprechender Familien- oder Stammeszugehö-
rigkeit. Die höchsten Posten, vor allem im Mili-
tär und in den Sicherheitsdiensten, sind somit fast 
vollständig mit den engsten Verwandten des Prä-
sidenten besetzt.
Auch die jemenitischen Stämme nahmen in die-
sem System eine bedeutende Rolle ein. Zahlreiche 
ihrer Führer wurden von Saleh kooptiert, um so-
mit die Folgsamkeit des gesamten Stammes zu si-
chern. Dies hatte zweierlei Konsequenzen: Einer-
seits konnten sich die Stämme im Gegenzug eine 
große Autonomie vom Staat bewahren. Große Ge-
biete im Norden des Landes entzogen sich so dem 
Zugriff staatlicher Strukturen und folgten statt-
dessen dem traditionellen Gewohnheitsrecht der 
Stämme. Andererseits griff der Präsident mit sei-
ner Kooptationspolitik in die traditionellen Stam-
messtrukturen ein und schwächte die Gefolgschaft 
der Stammesmitglieder gegenüber ihren eigenen 
Stammesführern. Diese wurden zunehmend nicht 
mehr als Interessenvertreter des Stammes bei der 
Regierung in Sana’a betrachtet sondern – im Ge-
genteil – als Interessenvertreter der Regierung in 
Sana’a beim eigenen Stamm. 
Auf Grund des starken Rückgriffs des Saleh 
Regimes auf Kooptation bediente es sich insge-
samt seltener direkter Repressionsmittel als etwa 
Präsident Mubarak in Ägypten, wo willkürliche 
Polizeigewalt und Folter das Alltagsleben der Be-
völkerung stark prägten. Dennoch war es in den 
letzten Jahren zu einer sukzessiven, jedoch deut-
lichen Verengung des politischen Raumes gekom-
men, die mit einer Zunahme von Korruption und 
Repression einherging. 
Politische Deliberalisierung
Mit der Vereinigung der Arabischen Republik Je-
men (Nordjemen) und der Volksdemokratischen 
Republik Jemen (Südjemen) am 22. Mai 1990 wur-
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de Ali Abdallah Saleh, der seit 1978 Staatsober-
haupt des Nordjemens gewesen war, Präsident 
der neuen Republik. Nach der Vereinigung kam 
es zunächst zu einer beachtlichen Öffnung des po-
litischen Raumes. Parteien, eine relativ freie Presse 
und eine zunehmend selbstbewusste Zivilgesell-
schaft entstanden. Insbesondere letztere wies – 
anders als in den meisten anderen Staaten der Re-
gion zu dieser Zeit – eine tatsächliche Unabhän-
gigkeit von der Regierung auf. Seit dem Ende des 
kurzen jemenitischen Bürgerkrieges im Jahr 1994 
kam es jedoch zu einer Einschränkung des poli-
tischen Spielraumes. Während Präsident Saleh 
von 1990 bis 1994 in einer relativ breiten Koalition 
regiert hatte und das Regierungssystem noch Ele-
mente einer Mischform aus präsidialer und parla-
mentarischer Struktur aufwies, verengte sich die 
Machtbasis des Regimes seither kontinuierlich 
und schrumpfte auf die Ein-Mann-Herrschaft des 
Präsidenten zusammen. Die Oppositionsparteien 
sahen ihre Existenz zunehmend auf kosmetische 
Propagandazwecke reduziert. Besonders deut-
lich wurde ihnen das im Vorfeld der Parlaments-
wahlen, die 2008 stattfinden sollten; ihre Forde-
rungen nach einer Wahlrechtsreform blieben un-
beachtet. Die Arroganz des Saleh-Regimes gipfel-
te in der Weichenstellung für eine Verfassungsre-
form im Dezember 2010, die es Saleh letztlich er-
möglicht hätte, auf unbestimmte Zeit im Amt zu 
bleiben (vgl. hierzu Heibach 2011: 92). Zuvor hat-
te es sogar Spekulationen über die zukünftige Ver-
erbung seines Amtes an seinen Sohn Ahmad, den 
Chef der Präsidentengarde, gegeben.
Die Opposition
Die oppositionelle Landschaft des Jemen besteht 
aus einer parlamentarischen und einer außerpar-
lamentarischen Opposition. 
Parlamentarische Opposition
Das Parteienbündnis JMP (Joint Meeting Parties) 
stellt die bedeutendste parlamentarische Opposi-
tionskraft des Jemen dar. Es setzt sich aus der is-
lamistischen Reformpartei (Islah) und der Jeme-
nitischen Sozialistischen Partei (JSP), den beiden 
größten Oppositionsparteien, zusammen. Dem 
Bündnis gehören darüber hinaus vier bedeutend 
kleinere Parteien an. Das Bündnis JMP wurde be-
reits 2001 im Vorfeld der Parlamentswahlen von 
2003 gegründet und trat insbesondere bei den Prä-
sidentschaftswahlen von 2006 durch die Nominie-
rung eines gemeinsamen Präsidentschaftskandi-
daten als einheitlich handelnder Block auf. Die 
JMP sieht sich einigen Herausforderungen gegen-
über, die ihre Möglichkeit, Anhänger zu mobilisie-
ren, in den letzten Jahren beschnitten haben. Das 
größte Handicap ist hierbei ihre eingeschränkte 
Glaubwürdigkeit. Für viele Jemeniten galt und 
gilt die JMP als integraler Bestandteil des Saleh-
Regimes. Vor allem die islamistische Reformpartei 
(Islah) zementierte diese Wahrnehmung. Von 1990 
bis 1994 war sie staatstragend und wurde erst seit 
Mitte der 1990er Jahre sukzessive aus dieser privi-
legierten Situation gedrängt. Die Bande zwischen 
der Islah und der Regierung wurden allerdings 
nie völlig durchtrennt. Auch blieben zahlreiche 
personelle Verknüpfungen zwischen der Islah 
und der Regierungspartei Allgemeiner Volkskon-
gress (AVK) bestehen. Eine Schlüsselfigur stell-
te beispielsweise der Vorsitzende der Islah-Par-
tei, Scheich Abdallah Ibn Husain al-Ahmar, dar, 
der vierzehn Jahre lang Sprecher des Parlamentes 
und enger Saleh-Loyalist war. In den letzten Jah-
ren wurden allerdings neue Dynamiken innerhalb 
der Partei sichtbar. Eine jüngere Generation wen-
det sich zunehmend gegen die Kooptationsver-
suche des Regimes und sucht eine dezidiert oppo-
sitionelle Haltung einzunehmen. Der Tod des Par-
teivorsitzenden Scheich Abdallah Ibn Husain al-
Ahmar im Jahr 2007 machte es möglich, dass sich 
dieser Wandel weiter zementiert. 
Außerparlamentarische Opposition
Seit 2007 vereint im Süden die zunehmend erstar-
kende Bewegung al-Hirak eine breite Mehrheit der 
Bevölkerung in Opposition zum Saleh Regime auf 
sich. Diese stellt jedoch keine homogene und ge-
schlossene Bewegung dar, sondern ist eher ein 
Sammelbecken verschiedener Gruppen und Or-
ganisationen. Während radikalere Segmente von 
al-Hirak die Sezession des Südens fordern, gibt es 
auch moderate Stimmen, die lediglich eine grö-
ßere Autonomie für den Süden anstreben – zum 
Beispiel in Form eines föderalistischen Systems. 
Stein des Anstoßes für die dortige Bevölkerung 
ist ihre sozioökonomische und politische Margi-
nalisierung. Obwohl sich die Ölvorkommen des 
Landes vor allem im Süden befinden, bleibt dieser 
von den daraus erzielten Einnahmen weitestge-
hend ausgeschlossen. In als partikular empfunde-
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nen grievances wendet sich al-Hirak gegen Korrup-
tion, Exklusion und das Fehlen von Chancenge-
rechtigkeit im Süden. Auch das Saleh-Regime hat 
Interesse daran, al-Hirak als eine klar separatisti-
sche Bewegung darzustellen, um seinem Einfluss-
gewinn in anderen Regionen vorzubeugen.
Im Norden des Landes, in der Provinz Sa’ada, 
kommt es seit 2004 immer wieder zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen vom Huthi-Clan 
angeführten Rebellen und dem Militär. Die Bewe-
gung der Huthi-Rebellen ist stark regional gebun-
den und kann somit kaum Anhängerschaft über 
die Grenzen Sa’adas hinaus finden. Von Saleh 
werden die Huthis zu diesem Zweck auch als de-
zidiert schiitische Rebellen gebrandmarkt, die vom 
„feindlichen“ schiitischen Iran unterstützt wür-
den. De facto aber nimmt die Auflehnung gegen 
die wirtschaftliche und politische Marginalisie-
rung der Provinz einen hohen Stellenwert in den 
Forderungen der Rebellen ein. Der Konflikt erhält 
jedoch zunehmend auch eine konfessionelle Kom-
ponente. Die Huthis beklagen die wachsende För-
derung ultra-konservativer religiöser (salafisti-
scher) Kräfte vor allem seitens der saudischen Re-
gierung. Salafisten erkennen die schiitische Kon-
fession nicht als islamisch an und bezeichnen ihre 
Anhänger als Ungläubige. 
Derweil versucht al-Qa’ida die begrenzte Staat-
lichkeit des Jemen für sich zu nutzen. Dass der 
Staat sein Gewaltmonopol gegenüber den Stäm-
men nie eindeutig durchsetzen konnte und man-
che Regionen sich dementsprechend seiner Kon-
trolle entziehen und der Regulation durch die dort 
ansässigen Stämme unterliegen, lässt den Jemen 
als aussichtsreiches Rückzugsgebiet für das inter-
nationale Terrornetzwerk erscheinen. Der Zusam-
menschluss der saudischen und der jemenitischen 
al-Qa’ida im Jahr 2009 zur neugegründeten al-
Qa’ida auf der Arabischen Halbinsel (AQAH) so-
wie deren bleibendes Angebot an die al-Qa’ida-
Führung in Pakistan, ihr Hauptquartier in den Je-
men zu verlegen, haben im Westen die Angst ge-
schürt, dass sich der Jemen zur neuen Drehschei-
be für den islamistischen Terrorismus entwickeln 
könnte. Eine besondere Brisanz liegt hierbei in 
der geostrategischen Lage des Landes. Der Golf 
von Aden ist ein Nadelöhr für den internationa-
len Tankerverkehr und somit für die globale Öl-
versorgung. Die USA bauen deshalb bisher auf Ali 
Abdallah Saleh als Partner in ihrem „Krieg gegen 
den Terror“. Trotz der formal bestehenden Koo-
peration, die es den USA ermöglichen, mit militä-
rischen Aktionen im Jemen gegen al-Qa’ida vor-
zugehen, ist Salehs tatsächlicher Einsatz bisher je-
doch fraglich geblieben.
Die Proteste von 20
Seit Ende Januar 2011 entwickelten sich im Jemen 
soziale Massenproteste von einer bisher nicht ge-
kannten Größenordnung. Sie sind auch insofern 
ein Novum, als dass sich die demonstrierende 
Jugend, die Huthi-Rebellen sowie die Südbewe-
gungen im Schulterschluss hinter gemeinsame 
Forderungen gestellt haben: 
den Rücktritt Salehs, 
die Umsetzung demokratischer Reformen und 
die Verwirklichung von „Würde, Freiheit und 
Gerechtigkeit“ für das Volk. 
Bei den Protesten können vier Phasen unterschie-
den werden. 
Phase 1
Am 27. Januar 2011 fand die erste Großdemon-
stration von 16.000 Demonstranten in der jeme-
nitischen Hauptstadt Sana’a statt. Anders als in 
Ägypten und Tunesien wurde hier noch nicht der 
Rücktritt von Saleh gefordert, sondern lediglich 
demokratische Reformen und die Wiederaufnah-
me eines nationalen Dialoges unter Beteiligung 
der verschiedenen jemenitischen Kräfte (vgl. Hei-
bach 2011). Auch waren die Proteste im Jemen im 
Gegensatz zu denen in Tunesien und Ägypten 
nicht über lose soziale Netzwerke wie Facebook 
und Twitter organisiert worden, sondern von der 
parlamentarischen Opposition, insbesondere dem 
Parteienbündnis JMP. Der Konflikt zwischen JMP 
und dem Saleh-Regime war bereits im Dezember 
2010 ausgebrochen, als die kontinuierliche Deli-
beralisierung des politischen Systems ihren Hö-
hepunkt zu erreichen schien. Verfassungsände-
rungen wurden vorbereitet, die Saleh die erneu-
te Verlängerung seiner Amtszeit ermöglicht hät-
ten. Eine mit Tunesien und Ägypten vergleichbare 
Massendynamik entfalteten die Proteste in dieser 
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Phase 2
Die zweite Phase begann nach dem Sturz des ägyp-
tischen Präsidenten Hosni Mubarak am 11. Febru-
ar 2011 (vgl. hierzu Fürtig 2011). Vom ägyptischen 
Beispiel befeuert, entfalteten die Proteste im Je-
men eine neue Dynamik. Als Kern der Protestbe-
wegung gerierten sich nun Jugendliche und Men-
schenrechtler, die – ähnlich wie in Ägypten und 
Tunesien – auch über Facebook und Twitter die 
Massen mobilisierten. In ihren Forderungen bezo-
gen sie sich explizit auf die dort „erfolgreichen“ 
Protestbewegungen. Als Forderungen wurden in 
erster Linie der Rücktritt des Präsidenten und sei-
ner „Clique“, ein Ende der Korruption, demokra-
tische Reformen sowie die Verwirklichung von 
Freiheit, Würde und Gerechtigkeit erhoben. Herz 
der Bewegung wurde der in „Platz des Wandels“ 
umbenannte und mit einer Zeltstadt besetzte Platz 
vor der Universität Sana’a. Sowohl die Huthi-Re-
bellen im Norden als auch die Südbewegung hat-
ten sich derweil den Forderungen der Demon-
stranten angeschlossen und ihre partikularen For-
derungen vorerst zurückgestellt. Das Verhält-
nis zwischen demonstrierender Jugend und JMP 
zeigte sich als ambivalent. Einerseits schloss sich 
die JMP weitestgehend der neuen Protestbewe-
gung an. Einige der jungen Oppositionellen sind 
sogar selbst Mitglied der Oppositionsparteien in 
der JMP. Andererseits kam und kommt es auch 
immer wieder zu Spannungen zwischen der Ju-
gend und der besser organisierten und mit mehr 
Ressourcen ausgestatteten JMP. Letzterer wird 
mitunter vorgeworfen, die Proteste usurpieren zu 
wollen und kein glaubwürdiger Verfechter demo-
kratischer Reformen, sondern selbst Teil des be-
stehenden Regimes zu sein.
Phase 3
Die dritte Phase wurde mit dem brutalen Vor-
gehen der jemenitischen Sicherheitskräfte am 
18. März 2011, als Scharfschützen von Dächern 
aus in die Demonstrantenmenge schossen und 52 
Saleh-Gegner ermordet wurden, eingeleitet. Un-
mittelbar nach diesem „Freitagsmassaker“ kam 
es zu Absetzbewegungen aus Salehs Gefolgschaft. 
Mehrere Befehlshaber des Militärs sagten sich vom 
Regime los und rückten mit Panzern in Sana’a ein, 
um die Anti-Saleh-Demonstranten zu schützen. 
Außerdem traten prominente Mitglieder der Re-
gierungspartei Allgemeiner Volkskongress (AVK), 
Minister sowie jemenitische Botschafter im Aus-
land zurück. Saleh hingegen klammerte sich wei-
ter an die Macht und ließ dreimal eine auch von 
den USA und der EU unterstützte Vermittlungs-
initiative des Golfkooperationsrates (GCC) schei-
tern. Diese hatte die Regelung einer Machtüber-
gabe vorgesehen, in der Saleh Immunität zugesi-
chert werden sollte. 
Phase 4
Mit dem dritten Scheitern der GCC-Initiative En-
de Mai 2011 begann eine vierte Phase der Eskala-
tion. Die weitestgehend friedlichen Proteste wer-
den seither von gewalttätigen Auseinanderset-
zungen in drei Grundformen überschattet: 
von den am 23. Mai 2011 ausgebrochenen Ge-
fechten zwischen Sicherheitskräften und den 
Gefolgsleuten von Scheich Sadiq al-Ahmar, 
dem Anführer der bedeutenden Stammeskon-
föderation der Hashed. Abgesehen von Sadiq 
al-Ahmar hatten auch weitere Stammesführer 
aus der bedeutenden al-Ahmar-Familie schon 
einige Wochen zuvor ihre Loyalität zum Präsi-
denten aufgekündigt; 
von zunehmend gewaltsamen Vorgehen von 
Militär bzw. Sicherheitskräften, insbesonde-
re in Taiz, und daraufhin entfachten Gefechten 
zwischen Rebellen und den bewaffneten Kräf-
ten des Saleh-Regimes; 
von Auseinandersetzungen zwischen Militär 
und oppositionellen Stammeskämpfern sowie 
radikalen Islamisten im Süden, insbesondere 
in Abyan, in die mit großer Wahrscheinlichkeit 
auch al-Qa’ida-Kämpfer involviert sind. Die 
Medien sprechen hier von al-Qaidas Übernah-
me der Hafenstadt Sinjibar am Golf von Aden. 
Dass Saleh bereits zuvor gedroht hatte, dass im 
Fall seines Rücktritts die Provinz Abyan in die 
Hände von al-Qa’ida fallen würde, bestätigt die 
Opposition in ihrer Ansicht, Saleh betreibe eine 
perfide Eskalationspolitik. Er wolle, so heißt es, 
seinem bisherigen legitimatorischen Anspruch, 
dass nur er allein den Jemen vor Staatszerfall und 
Bürgerkrieg bewahren könne, neues Gewicht ver-
leihen.
Den Höhepunkt der gewaltsamen Eskalati-
onen seit Ende Mai 2011 bildet bislang die Verlet-
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Auseinandersetzung mit den Stammeskämpfern 
um Sadiq al-Ahmar und sein Transport zur me-
dizinischen Versorgung nach Saudi Arabien am 
5. Juni 2011. Trotz der gewaltsamen Auseinander-
setzungen ruft die Protestbewegung auch weiterhin 
zu politischem Wandel auf friedlichem Wege auf.
Zukunftsperspektiven
Nachdem Saleh den Jemen verlassen hatte, über-
nahm Vizepräsident Abd Rabu Mansour Hadi die 
Amtsgeschäfte. Gegenwärtig setzt sich der GCC – 
vom Westen unterstützt –, für eine Wiederbele-
bung der gescheiterten Initiative zur graduellen 
politischen Transition ein. Während die JMP an 
den Gesprächen teilnimmt, wird sie von den ju-
gendlichen Demonstranten dafür kritisiert. Diese 
trauen der Aufrichtigkeit der Initiative nicht und 
werfen der JMP Opportunismus vor. Sie fordern 
stattdessen, dass unverzüglich ein Transitionsrat 
gebildet wird. Sie wollen Vizepräsident Hadi da-
zu bewegen, selbst Teil dieses Rates zu werden. 
Die JMP hingegen buhlt weiterhin um das Ver-
trauen der Protestbewegung in ihre demokra-
tischen Absichten. Unterdessen beteuert Hadi 
zwar seine prinzipielle Bereitschaft für politische 
Reformen, vertröstet jedoch die Opposition bisher 
in ihren Forderungen und versichert, dass Saleh 
bald in den Jemen zurückkehren werde.
Je länger das Machtvakuum andauert, das mit 
Salehs Abreise entstand, und je mehr sich die sozi-
oökonomische Lage im Land verschlechtert, des-
to wahrscheinlicher wird, dass sich die derzei-
tigen gewaltsamen Konflikte ausweiten und die 
Ziele der pro-demokratischen Kräfte zunichte ma-
chen. Entscheidend für den weiteren Verlauf die-
ser Entwicklung wird die Rolle der al-Ahmar-Fa-
milie, des Südens und der pro-demokratischen 
Kräfte sein. 
Die al-Ahmar-Familie
Zweierlei Szenarien sind im Zusammenhang mit 
den Kämpfen zwischen der al-Ahmar-Familie 
und den Söhnen und Neffen von Saleh, die Mili-
tär und Sicherheitsdienste kontrollieren, denkbar. 
Zum einen könnten die Gefechte, die innerhalb 
der letzten Tage aufgrund einer Waffenruhe ein-
gestellt wurden, erneut ausbrechen und sich dann 
nicht mehr – wie bisher – auf den Stadtteil Hasaba 
in Sana‘a beschränken, sondern sich zu weitläu-
figeren Stammeskämpfen ausdehnen. Zum ande-
ren wäre es wahrscheinlich, wenn die al-Ahmar-
Familie die Auseinandersetzungen für sich ent-
scheiden würde, dass es anstelle demokratischer 
Reformen lediglich zu einem Coup käme. Obwohl 
sich einzelne Mitglieder der al-Ahmar-Familie 
bereits seit Beginn der Demonstrationen mit der 
Protestbewegung solidarisiert haben, scheinen sie 
vor allem an der Übernahme der Macht interes-
siert zu sein. 
Der Süden
Bezüglich des Südens sind ebenfalls verschiedene 
Szenarien denkbar. Einerseits erstarken momen-
tan separatistische Elemente innerhalb der Südbe-
wegungen, die das Szenario einer Sezession im-
mer wahrscheinlicher werden lassen. Anderer-
seits scheint auch ein neuer „pan-jemenitischer“ 
Nationalismus aufzuflammen, der die Einheit des 
Landes und den Erfolg der Protestbewegung maß-
geblich unterstützen könnte. Lange wurden die 
Missstände im Süden als exklusiv wahrgenom-
men. Seit Ausbruch der Proteste im Januar 2011 
entwickelt sich jedoch sowohl im Norden als auch 
im Süden das Bewusstsein, dass der Ausschluss 
von wirtschaftlicher und politischer Teilhabe und 
der Mangel an Chancengleichheit gleichfalls den 
Norden betreffen. Informelle Patronage-Netz-
werke, wie sie das Saleh-Regime geschaffen hat, 
basieren schließlich per se darauf, dass die Mehr-
heit der Bevölkerung von den in den Netzwerken 
bereitgestellten Privilegien ausgeschlossen bleibt.
Das pro-demokratische Lager
Auch die Entwicklungen bei den pro-demokra-
tischen Kräften selbst dürften einen wichtigen 
Einfluss auf die politische Zukunft des Jemen ha-
ben. Einerseits hat die Reformbewegung durchaus 
einige Aussicht auf Erfolg. Bisher konnte sie eine 
große Kraft hinter sich vereinen. Obwohl Saleh 
seine althergebrachten Mittel eingesetzt hatte, um 
die Protestbewegung zu stoppen (Repression, das 
Schüren von Angst vor einem Bürgerkrieg und das 
Angebot von Vergünstigungen an Studenten, um 
deren politische Stimme zum Schweigen zu brin-
gen), ist ihm dies bisher nicht gelungen. Die mo-
mentane Reformbewegung ist auch nicht lediglich 
eine „Laune der Geschichte“, sondern knüpft an 
die Erfahrungen aus der liberaleren Phase des Je-
men von 1990 bis 1994 und insbesondere an den 
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Nationalen Dialog von 1993 an. Dieser Dialog war – 
im Gegensatz zu anderen Ländern der Region – 
insofern authentisch, als dass er von regierungs-
unabhängigen zivilgesellschaftlichen Gruppen ins 
Leben gerufen und getragen wurde, um den sich 
ankündigenden Bürgerkrieg von 1994 zu verhin-
dern. Die heutige Protestbewegung greift spezi-
fische Forderungen nach politischer Reform von 
damals explizit auf. Es bleibt jedoch fraglich, ob 
es ihr gelingen wird, eine breite prodemokratische 
Allianz aufzubauen und aufrecht zu erhalten. Ins-
besondere das ambivalente Verhältnis zwischen 
JMP und den jugendlichen Demonstranten ist 
hierbei problematisch. Beide drohen weiter aus-
einander zu driften und die Protestbewegung in 
einen dialogbereiten und eine radikalen – nicht 
dialogbereiten – Teil zu spalten. 
Die Zukunft des Jemen wird – abgesehen von 
diesen innenpolitischen Faktoren – aber auch da-
von abhängen, wie sich externe Kräfte, allen voran 
Saudi-Arabien und die USA, positionieren wer-
den. Beide verfolgen im Jemen eigene Interessen 
und wollen diese bewahrt sehen. Vor allem spie-
len hierbei die Bekämpfung von al-Qa’ida, die Si-
cherung der Schifffahrt im Golf von Aden und die 
Sicherung der jemenitisch-saudischen Grenze ei-
ne Rolle.
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